Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1129 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. November 1966 

II/4 — 53203 — 6050/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. November 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, daß durch § 1 
das Allgemeine Kriegsfolgengesetz förmlich geändert wird, das 
der Zustimmung des Bundesrates bedurfte. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Stellungnahme des Bundesrates, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedürfe, wird mit Rücksicht auf Artikel 134 Abs. 4 
des Grundgesetzes nicht widersprochen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 3 Abs. 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1747), zuletzt geändert durch das Achtzehnte Ge- 
setz zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(18. ÄndG LAG) vom 3. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1043), werden hinter den Worten „der 
vorbehaltenen gesetzlichen Regelung" nach einem 
Komma die Worte „längstens jedoch bis zum 
31. März 1968," eingefügt. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


In § 3 Abs. 2 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
(AKG) ist bestimmt, daß bis zum Inkrafttreten der 
gesetzlichen Regelung der in Absatz 1 dieser Bestim- 
mung umschriebenen Tatbestände Leistungen nicht 
gefordert werden können (sog. Klagestopp). Mit Rück- 
sicht auf die inzwischen erfolgten gesetzlichen Rege- 
lungen ist diese Klausel nur noch von Bedeutung 
für die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Repa- 
rations-, Restitutions- und Rückerstattungsschäden. 
Die gesetzliche Regelung dieser Schäden steht noch 
aus. Der Entwurf eines „Reparationsschädengeset- 
zes" war zwar bereits in der 4. Legislaturperiode 
eingebracht, jedoch vom Bundestag nicht mehr ver- 
abschiedet worden. Ein neuer Gesetzentwurf ist von 
der Bundesregierung angekündigt, aber bisher dem 
Bundestag nicht vorgelegt worden. 

Nach ihrem Wortlaut und Sinn ist die in § 3 Abs. 2 
AKG getroffene Regelung unbefristet. Es sind jedoch 
von Betroffenen, insbesondere solchen, die bereits 
bestehende Entschädigungsansprüche aus Tatbestän- 
den der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Art 
ableiten zu können glauben, Einwendungen erhoben 
worden, die sich gegen die Fortdauer der Klausel 
richten. Es erscheint deshalb angebracht und gerecht- 
fertigt, den Klagestopp durch gesetzliche Bestim- 
mung eines Endtermins für die gesetzliche Regelung 
der fraglichen Schäden zu befristen. Damit würde 
auch erkennbar gemacht, daß der Gesetzgeber ge- 
willt ist, die Entschädigungsregelung innerhalb der 
im Gesetzentwurf genannten Frist vorzunehmen. 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung zu § 3 Abs. 2 
AKG wird der beabsichtigte Zweck erreicht. 
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